
Die Stadtverordnetenversammlung

Tagesordnung I Punkt 16 der öffentlichen Sitzung am 16.11.2006

Vorlage Nr. 06-F-06-0015

ÖPNV nicht einschränken sondern ausbauen!
- Antrag der Stadtverordnetenfraktion Linke Liste vom 27.06.2006 -

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Wiesbaden appelliert an Bundes- und 
Landesregierung, keine Kürzungen bei den Zuschüssen für den ÖPNV vorzunehmen bzw. 
aktuell vorgenommene Kürzungen durch Landesmittel zu kompensieren und den ÖPNV als 
wichtigen Faktor einer umweltfreundlichen Mobilitätspolitik zu stärken.

Die in Medien angekündigten Einschränkungen im Bereich des RMV (Ausdünnung der 
Verbindung zwischen der Landeshauptstadt Wiesbaden und dem Rhein-Main-Flughafen / 
Frankfurt/Hbf. / Linie S9 u.a.) lehnt die Stadtverordnetenversammlung entschieden ab.

Beschluss Nr. 0572

 
Der Antrag der Stadtverordnetenfraktion Linke Liste vom 27.06.2006 betr.

ÖPNV nicht einschränken sondern ausbauen

wird abgelehnt. 
   

Dem Magistrat Wiesbaden,          .11.2006
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,           .11.2006
   -16-

Dezernat I/LOB
Dezernat IV Diehl
mit der Bitte um Kenntnisnahme Oberbürgermeister


	Die Stadtverordnetenversammlung
	Tagesordnung I Punkt 16 der öffentlichen Sitzung am 16.11.2006
	ÖPNV nicht einschränken sondern ausbauen! - Antrag der Stadtverordnetenfraktion Linke Liste vom 27.06.2006 -
	Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:  Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Wiesbaden appelliert an Bundes- und Landesregierung, keine Kürzungen bei den Zuschüssen für den ÖPNV vorzunehmen bzw. aktuell vorgenommene Kürzungen durch Landesmittel zu kompensieren und den ÖPNV als wichtigen Faktor einer umweltfreundlichen Mobilitätspolitik zu stärken.  Die in Medien angekündigten Einschränkungen im Bereich des RMV (Ausdünnung der Verbindung zwischen der Landeshauptstadt Wiesbaden und dem Rhein-Main-Flughafen / Frankfurt/Hbf. / Linie S9 u.a.) lehnt die Stadtverordnetenversammlung entschieden ab.

